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1. Einleitung 

Das Internet ist in den vergangenen Jahren zu einer wichtigen Ver-
triebsmöglichkeit für Anbieter aller Branchen avanciert. Aus einem an-
fänglichen Forschungsprototypen hat es sich sowohl zu einem globalen, 
alle Länder umfassenden Kommunikationsmittel entwickelt1, als auch zu 
einem bedeutenden, weltweiten elektronischen Marktplatz, welcher eine 
Konkurrenz zu den herkömmlichen Vertriebswegen wie die Bestellung 
über Kataloge oder den klassischen Einkauf in einem Ladengeschäft 
darstellt. Ein wesentlicher Vorteil des Verkaufs von Waren über das 
Internet ist, dass, anders als bei den „klassischen Vertriebswegen“, eine 
Käuferschicht auf nationaler und internationaler Ebene angesprochen 
und hierdurch ein deutlich höherer Umsatz generiert werden kann. Dies 
bestätigt eine Umfrage unter Online-Shop Betreibern. Hiernach ist eine 
Umsatzsteigerung von bis zu 1000% möglich, wenn sich der Online-
Shop etabliert hat2. Daher plant jeder zweite Einzelhändler ohne bisheri-
ge Webpräsenz einen Internetauftritt3. Auch eine Studie der Gesellschaft 
für Konsumgüterforschung (GfK) belegt, dass das Internet der Vertriebs-
kanal mit der höchsten Wachstumsdynamik ist. Stieg der E-Commerce-
Umsatz im Jahr 2008 im Vergleich zum Jahr 2007 um 19 Prozent an, 
konnte für das Jahr 2009, trotz Wirtschaftskrise, noch ein Zuwachs von 
14 Prozent verzeichnet werden4. Zu erwarten ist, dass sich dieser Trend 
auch für das Jahr 2010 weiter fortschreiben lässt. 

Diese Wachstumsdynamik lässt sich, neben der beschriebenen größe-
ren Käuferschicht, auf eine Vielzahl von Vorteilen, die dem Kauf und 
Verkauf von Waren über das Internet immanent sind, zurückführen. So 
ist beispielsweise die Kommunikation über das Internet sowohl für den 
Verkäufer als auch für den Käufer kostengünstiger und schneller, als die 

                                            
1 Comer, S. 32. 
2 Heckmann, 4.1, Rn. 4. 
3 Heckmann, 4.1, Rn. 1. 
4 http://www.gfkps.com/imperia/md/content/ps_de/chart_der_woche/2010/kw_08_10_e-

commerce_umsatz_w__chst_weiter.pdf [Stand 07.07.2010]. 
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Bestellung per Telefon oder Post und steht zudem jederzeit zur Verfü-
gung5. Ferner entfällt ebenfalls ein Ortswechsel des Verbrauchers, mit 
den hierdurch anfallenden Kosten und Zeitaufwendungen6. Ebenfalls be-
stehen im Internet erheblich mehr Möglichkeiten für den Verkäufer seine 
Produkte zu präsentieren und sein Angebot jederzeit zu ändern, als dies 
beispielsweise in einem Katalog möglich ist7. Die damit verbundene Er-
höhung der Markttransparenz eröffnet dem Verbraucher die Chance 
Produkte verschiedener Anbieter besser vergleichen und das für ihn vor-
teilhafteste Produkt leichter auswählen zu können8.  

Neben den Vorteilen und Chancen bringt der Kauf und Verkauf von 
Waren über das Internet jedoch auch Risiken mit sich. Exemplarisch sei 
hierfür die Gefahr genannt, einem unseriösen Anbieter auf zu sitzen, 
welcher trotz geleisteter Vorauszahlung die gekaufte Ware nicht zusen-
det oder aber auch Schwierigkeiten, die bei der Rückabwicklung des 
Kaufvertrages auftreten können9. 

Ebenfalls wirft der Kauf und Verkauf von Waren über das Internet in 
rechtlicher Hinsicht einige Fragen auf. Ein besonderer Vorteil des Inter-
net ist, dass die räumliche Entfernung der Vertragspartner beim Ver-
tragsschluss unerheblich ist, so dass sich sowohl für den Käufer als auch 
für den Verkäufer ein weltweiter Markt eröffnet10. Die Eröffnung eines 
weltweiten Marktes führt bei einem Vertrag mit Auslandsberührung, ne-
ben den genannten Chancen und Risiken des E-Commerce, zu einer 
Unsicherheit sowohl auf Anbieter- als auch auf Käuferseite über die Fra-
ge des anwendbaren materiellen Rechts. Um zumindest auf Anbietersei-
te dieser Rechtsunsicherheit entgegen zu wirken, bedienen sich 57% der 
deutschen Online-Shop Betreiber, deren Webseiten im Rahmen dieser 
Arbeit analysiert wurden11, einer so genannten Rechtswahlklausel. Frag-
lich ist jedoch, ob diese Rechtswahlklauseln im Hinblick auf das Beste-

                                            
5 Köhler, NJW 1998, 185, 185. 
6 Kogge, S. 1. 
7 Köhler, NJW 1998, 185, 185. 
8 Kogge, S. 2. 
9 Kogge, S. 2. 
10 Kogge, S. 3. 
11 Zu den Untersuchungskriterien sowie dem Stichprobenumfang siehe 

Anhang S. XXIII.  
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hen von Verbraucherschutzrechten im Streitfall auch tatsächlichen rech-
tlichen Bestand haben.  

Diese Fragestellung, sowie die Frage des anzuwendenden materiellen 
Rechts bei einer Rechtswahlklausel im Rahmen eines Verbraucherver-
trags im E-Commerce sollen im Folgenden erörtert werden.  

1.1 Darstellung der Themenrelevanz am Praxisfall 

Die Relevanz des Themas des Verbraucherschutzes bei einer Rechts-
wahlklausel im E-Commerce wird anhand des folgenden Falls deutlich.  

Angenommen der deutsche Rechtsanwalt R mit Wohnsitz in Berlin 
kauft für seinen privaten Gebrauch über den Onlineshop 
(www.boudries.fr) des französischen Feinkosthändlers F mit Ge-
schäftssitz in Straßburg einen Karton „Foie Gras“. Die Gänseleber-
pastete lässt sich R an die Anschrift seiner Kanzlei senden. Dort stellt 
er den Karton ungeöffnet in einen Schrank und „vergisst“ ihn für die 
nächsten 13 Monate. Zu einem besonderen Anlass möchte R sich 
„etwas Gutes“ gönnen, dabei fällt ihm sein Kauf wieder ein. Als er ein 
Glas der Pastete öffnet, steigt ihm ein „beißender“ Geruch in die Na-
se. Die Pastete ist verdorben, obwohl sie laut Etikett noch zwei Jahre 
haltbar wäre. R ruft daraufhin sofort bei F an und möchte die Pastete 
„zurückgeben“. F verweißt auf die Rechtswahlklausel in seinen AGB, 
welche auf der Homepage einzusehen sind. Nach der genannten 
Rechtswahlklausel findet für alle Geschäfte des F algerisches Recht 
Anwendung. (F hat algerische Wurzeln und möchte durch die 
Rechtswahlklausel Verbundenheit zu dem Land seiner Vorfahren de-
monstrieren.) Nach Art. 383 Abs. 1 des algerischen Zivilgesetzbuches 
verjähren Gewährleistungsrechte nach einem Jahr. Die Frist beginnt 
mit Übergabe der Kaufsache. F ist daher der Ansicht, dass er den 
Kauf nicht mehr rückabwickeln muss. 

Anhand dieses Beispiels wird die Problematik des anwendbaren Rechts 
bei einem grenzüberschreitenden Kaufs im E-Commerce deutlich. In 
dem skizzierten Fall sind drei verschiedene Rechtsordnungen berührt. 
So könnten sich die Gewährleistungsrechte sowohl nach deutschem 
Recht, als auch nach französischem Recht bestimmen oder auf Grund 
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der Rechtswahlklausel nach algerischem Recht. Daneben wirft der Fall 
ebenfalls die Frage auf, ob Verbraucherschutzrechte überhaupt berührt 
werden, da R sich die Ware an seine Kanzleiadresse hat liefern lassen.  

1.2 Eingrenzung des Themas 

Aus dem dargestellten Fall wird deutlich, dass es mannigfache Varianten 
des Geschäftsabschlusses im Internet gibt. So können jeweils auf Käu-
fer- und Verkäuferseite sowohl Geschäftsleute als auch Verbraucher 
stehen und je nach Herkunftsland bzw. dem in einer Rechtswahlklausel 
gewähltem Recht, die verschiedensten Verbraucherschutznormen zur 
Anwendung gelangen. Die Betrachtung jeglicher erdenklicher Fallkons-
tellation ist in diesem Rahmen nicht möglich. Insofern ist eine Eingren-
zung des Themas nötig. 

Ein Eingrenzungskriterium ist die Stellung des Käufers zum Verkäufer. 
Betrachtet werden sollen lediglich Geschäfte zwischen einem Unterneh-
mer und einem Verbraucher. Daneben sollen nur solche Verträge und 
die sich in Bezug auf eine Rechtswahlklausel ergebenen Rechtsproble-
me betrachtet werden, die über das Medium Internet geschlossen wer-
den. Ferner soll der Verbraucherschutz bei einer Rechtswahlklausel aus 
der Sicht eines deutschen Verbrauchers bzw. Unternehmers betrachtet 
werden. Insofern beziehen sich die Ausführungen lediglich auf im deut-
schen Recht anwendbare Rechtsnormen. 

1.3 Gang der Untersuchung 

In der Arbeit soll untersucht werden, nach welchen Rechtsnormen sich 
der Verbraucherschutz eines deutschen Verbrauchers bei einer Rechts-
wahlklausel bei einem grenzüberschreitenden Verbrauchervertrag im E-
Commerce bestimmt. Hierbei bilden die zum 17.12.2009 in Kraft getrete-
nen Regelungen der Rom I-Verordnung einen besonderen Schwerpunkt. 

Zur Verdeutlichung einzelner Untersuchungsabschnitte wird am Ende 
der jeweiligen Abschnitte auf den Ausgangsfall12 Bezug genommen oder 

                                            
12 Siehe S. 3. 
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aber die jeweils dargestellte Problematik anhand einer Abwandlung des 
Ausgangsfalls dargestellt.  

Des Weiteren sollen die Möglichkeiten eines deutschen Unternehmers 
bei der Ausgestaltung einer Rechtswahlklausel untersucht werden. Ins-
besondere dieser Aspekt wird durch eine empirische Untersuchung13 
verschiedener Unternehmenshomepages im Hinblick auf das Vorhan-
densein einer Rechtswahlklausel und deren Ausgestaltung gestützt.  

Insofern ist das Buch wie folgt gegliedert: Nach der Einführung im ersten 
Teil, folgen im zweiten Teil thematisch relevante Begriffsbestimmungen. 
Der dritte Teil setzt sich mit der Frage auseinander, welches Recht unter 
dem Blickwinkel des Verbraucherschutzes bei einer Rechtswahlklausel 
im E-Commerce zur Anwendung gelangt. Im vierten Teil werden die Re-
gelungen der Rom I-Verordnung zur Rechtswahl dargestellt. Danach er-
folgt ein Vergleich einiger ausgesuchter Regelungen der Rom I–VO und 
der weggefallenen Regelungen des EVÜ bzw. EGBGB im fünften Teil. 
Im sechsten Teil wird die Möglichkeit der Unternehmer erörtert, das an-
zuwendende Recht zu begrenzen. Dem folgt sodann eine Handlungs-
empfehlung für den Umgang mit einer Rechtswahlklausel auf einer Un-
ternehmenshomepage (siebter Teil). Der achte Teil setzt sich mit einem 
Ausblick möglicher Entwicklungen der Rom I-VO auseinander. Schluss-
endlich erfolgt im neunten Teil eine Zusammenfassung der Ergebnisse 
der Arbeit.  

                                            
13 Siehe Anhang S. XXIII ff. 


